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Leitsätze Die Teilnahme des Vorsitzenden eines

Ortvereins des Deutschen Roten Kreuzes
an der Generalversammlung eines (seit
Jahren befreundeten) anderen
Ortsvereins, um dort Grußworte zu
sprechen und Termine zu vereinbaren, ist
eine versicherte Tätigkeit.
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1. Instanz

Aktenzeichen S 13 U 3581/17
Datum 20.11.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 10 U 4485/18
Datum 30.04.2020

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Freiburg vom
20.11.2018 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger auch die auÃ�ergerichtlichen Kosten des
Berufungsverfahrens zu erstatten.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten steht die Anerkennung eines Arbeitsunfalls im Streit.

Der am 1964 geborene KlÃ¤ger ist Mitglied des Deutschen Roten Kreuzes e.V. (DRK)
und seit dem Jahr 2008 ehrenamtlicher Vorsitzender des Ortsvereins T. e.V. (Bl. 48
LSG-Akte).
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Die MitgliedsverbÃ¤nde des DRK sind die LandesverbÃ¤nde (Â§ 3 Abs. 2 der
Satzung des Bundesverbands DRK e.V., im Folgenden: DRK-Bundessatzung), die
wiederum in Gliederungen in Form von KreisverbÃ¤nden und Ortsvereinen
zusammengeschlossen sind (Â§ 3 Abs. 3 und 5 DRK-Bundessatzung). Der DRK
Ortsverein T. e.V. gehÃ¶rt zum DRK Kreisverband E. e.V. (Â§ 3 Abs. 2 der DRK-
Satzung T. ). Beide gehÃ¶ren zum Landesverband Badisches Rotes Kreuz e.V. (Â§
13 Abs. 3 DRK-Satzung T. ).

Zu den Aufgaben des DRK Ortsvereins T. e.V. gehÃ¶rt nach Â§ 4 Abs. 1 der Satzung
des DRK T. e.V. (im Folgenden: DRK-Satzung T. , Bl. 30 ff. LSG-Akte) die Verbreitung
der Kenntnisse des humanitÃ¤ren VÃ¶lkerrechts sowie der GrundsÃ¤tze und Ideale
der internationalen Rotkreuz- und Rothalbmond-Bewegung, die Hilfe fÃ¼r die Opfer
von bewaffneten Konflikten, Naturkatastrophen und anderen Notsituationen, die
VerhÃ¼tung und Linderung menschlicher Leiden, die sich aus Krankheit,
Verletzung, Behinderung oder Benachteiligung ergeben, die FÃ¶rderung der
Gesundheit, der Wohlfahrt und der Jugend, die FÃ¶rderung der Entwicklung
nationaler Rotkreuz- und Rothalbmondgesellschaften, die UnterstÃ¼tzung des
ehrenamtlichen Engagements im sozialen Netzwerk sowie die ErschlieÃ�ung
zeitgemÃ¤Ã�er Aufgabenfelder. Nach Â§ 4 Abs. 2 Buchst. c) der DRK-Satzung T.
gehÃ¶rt zu den Aufgaben des Ortsvereins u.a. auch die Pflege der Zusammenarbeit
und Gemeinschaft seiner Mitglieder. Zu den Schwerpunktaufgaben nach Â§ 4 Abs. 3
der DRK-Satzung T. gehÃ¶rt u.a. die UnterstÃ¼tzung beim Schutz der
ZivilbevÃ¶lkerung, der Blutspendedienst und erste Hilfe bei NotstÃ¤nden und
UnglÃ¼cksfÃ¤llen. Nach Â§ 11 Abs. 1 der DRK-Satzung T. arbeitet der Ortsverein
mit allen VerbÃ¤nden des DRK und deren Mitgliedern eng und vertrauensvoll
zusammen. Sie unterrichten sich jeweils rechtzeitig und angemessen Ã¼ber
wichtige Angelegenheiten. Jeder Verband respektiert die Rechte des anderen und
leistet dem anderen die notwendige Hilfe. Hinsichtlich des gesamten Inhalts der
Satzung wird auf Bl. 30 ff. LSG-Akte Bezug genommen.

Der Ortsverein T. e.V. pflegt seit Ã¼ber 25 Jahren eine freundschaftliche Beziehung
zu dem zum DRK-Landesverband Baden-WÃ¼rttemberg e.V. und zum Kreisverband
F. e.V. gehÃ¶renden DRK Ortsverein Bad R. e.V. Die Ortsvereine tauschen sich
Ã¼ber die Arbeit des DRK aus und treffen sich circa drei- bis viermal pro Jahr, in der
Regel zu gemeinsamen Ã�bungen oder Fortbildungen. Sie nehmen auch gegenseitig
an ihren Generalversammlungen teil, wobei der KlÃ¤ger als Vorsitzender diese
Versammlung stets besucht.

Mit Schreiben vom 20.02.2017 lud der DRK-Ortsverein Bad R. zu seiner
Generalversammlung am Samstag den 18.03.2017 um 20.00 Uhr im Landgasthof
"S. " in S. ein (Bl. 34 VA). Die Einladung richtete sich an alle aktiven und passiven
Mitglieder sowie Freunde des Roten Kreuzes. Die Tagesordnung umfasste u.a.
Berichte der Vorstandschaft (Bereitschaftsleiter, Kassierer, SchriftfÃ¼hrer, 1.
Vorsitzender), einen Bericht der KassenprÃ¼fer, die Entlastung der Vorstandschaft,
GruÃ�worte der GÃ¤ste sowie WÃ¼nsche und AntrÃ¤ge. Der Abend sollte durch ein
"gemÃ¼tliches Beisammensein" ausklingen. Hinsichtlich der Einzelheiten der
Einladung wird auf Bl. 34 VA Bezug genommen.
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Diese Einladung wurde auch an den Ortsverein T. versandt. Der KlÃ¤ger sah sich als
Vorsitzender des Ortsvereins T. e.V. verpflichtet, an dieser Veranstaltung
teilzunehmen und beabsichtigte, dort GruÃ�worte zu sprechen. Im Anschluss an die
Versammlung wollte er sich mit den Verantwortlichen des Ortsvereins Bad R. e.V.
zusammensetzen und ggfs. Termine abklÃ¤ren (Bl. 27 f., 53 LSG-Akte). Der KlÃ¤ger
machte sich daraufhin am 18.03.2017 gegen 18.30 Uhr mit fÃ¼nf weiteren
Mitgliedern des Ortsvereines im DRK-Mannschaftsbus auf den Weg zu dieser
Generalversammlung in S â�¦ Er selbst fuhr den Mannschaftsbus. Gegen 18.45 Uhr
kollidierte der Bus auf der Autobahn A kurz vor der Ausfahrt F. mit einem anderen
Fahrzeug, wobei er von der Fahrbahn abkam und sich mehrmals Ã¼berschlug.
Dabei wurde eine Insassin des Mannschaftsbusses getÃ¶tet und die anderen fÃ¼nf
Insassen zum Teil schwer verletzt (Bl. 5 und 8 f. VA). Der KlÃ¤ger erlitt ein
Hochrasanztrauma mit SchÃ¤delprellung und Schulterprellung links (Bl. 1 VA).

Mit Bescheid vom 07.06.2017 lehnte die Beklagte die Anerkennung des Ereignisses
vom 18.03.2017 als Arbeitsunfall ab. Der KlÃ¤ger gehÃ¶re als Ehrenamtlicher des
DRK zwar nach Â§ 8 Abs. 1 i.V.m. Â§ 2 Abs. 1 Nr. 12 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch
(SGB VII) grundsÃ¤tzlich zum versicherten Personenkreis der gesetzlichen
Unfallversicherung. Allerdings mÃ¼sse die unfallbringende TÃ¤tigkeit in
rechtserheblicher Weise mit dem Unternehmen innerlich zusammenhÃ¤ngen, um
die Voraussetzungen der versicherten TÃ¤tigkeit zu erfÃ¼llen. Neben
Hilfeleistungen fÃ¼r ein Ereignis, das den Unfallbegriff erfÃ¼lle, erstrecke sich der
Versicherungsschutz auch auf alle mit den Aufgaben des
Hilfeleistungsunternehmens zusammenhÃ¤ngenden TÃ¤tigkeiten. Rein
gesellschaftliche AnlÃ¤sse seien hiervon abzugrenzen und unterfielen nicht dem
Versicherungsschutz. Die Teilnahme an der Generalversammlung des Ortsvereins
Bad R. e.V. sei freiwillig gewesen und habe nicht den wesentlichen Zwecken des
Hilfsunternehmens gedient. Den hiergegen erhobenen Widerspruch wies die
Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 13.09.2017 zurÃ¼ck.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 19.09.2017 Klage beim Sozialgericht Freiburg (SG)
erhoben. Mit Urteil vom 20.11.2018 hat das SG die Beklagte unter Aufhebung des
Bescheides vom 07.06.2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
13.09.2017 verpflichtet, das Ereignis vom 18.03.2017 als Arbeitsunfall
anzuerkennen. Zwar habe sich der KlÃ¤ger am 18.03.2017 nicht auf dem Weg zu
einer der ErfÃ¼llung der Aufgaben des DRK dienenden MaÃ�nahme befunden, da
der Besuch der Generalversammlung eines befreundeten DRK-Vereins keine
satzungsmÃ¤Ã�ige Verrichtung darstelle. Allerdings habe sich der Unfall auf dem
Weg zu einer sonstigen, grundsÃ¤tzlich unter Versicherungsschutz stehenden, den
Zwecken des DRK als Organisation wesentlich dienenden Veranstaltung gestanden,
die in rechtserheblicher Weise mit dem Unternehmen innerlich zusammenhÃ¤nge.
Bei der geplanten Teilnahme an der Generalversammlung handele es sich nicht nur
um ein rein geselliges Beisammensein, da der KlÃ¤ger zum einen beabsichtigt
habe, als Vorsitzender des Ortsvereins T. e.V. GruÃ�worte zu sprechen, zum
anderen im Anschluss an die Versammlung ein Austausch und auch die AbklÃ¤rung
von Terminen fÃ¼r weitere gemeinsame Aktionen habe stattfinden sollen

Gegen dieses Urteil â�� ihr am 27.11.2018 zugestellt â�� hat die Beklagte am
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17.12.2018 Berufung beim Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg (LSG)
eingelegt. Sie hat eingewandt (Bl. 13 ff. LSG-Akte), dass das DRK fÃ¶deral
aufgebaut sei und der Ortsverein T. e.V. weder zum selben Kreis- noch zum selben
Landesverband gehÃ¶re wie der Ortsverein Bad R. e.V. Angesichts dieser
strukturellen und organisatorischen VerhÃ¤ltnisse sowie der nicht unerheblichen
rÃ¤umlichen Distanz der Ortsvereine â�� die Entfernung betrage laut Routenplaner
circa eineinhalb Stunden â�� lasse sich die Teilnahme einzelner Mitglieder des
Ortsvereins T. e.V. an dieser Veranstaltung nur unter dem Gesichtspunkt
freundschaftlicher Beziehungen plausibel erklÃ¤ren. Das Einladungsschreiben sei
nicht personalisiert, sondern an "alle aktiven und passiven Mitglieder" sowie
"Freunde des Roten Kreuzes" gerichtet gewesen. Selbst wenn diese Freundschaft
durch die gemeinsame Arbeit im DRK entstanden sein dÃ¼rfte, so stÃ¼nden
Verrichtungen, die in erster Linie der Pflege freundschaftlicher Beziehungen
dienten, nicht unter dem Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung. Belange des
Ortsvereins T. e.V. seien unstrittig weder Anlass noch Gegenstand der
Generalversammlung am 18.03.2017 gewesen. Nach den Angaben des KlÃ¤gers
hÃ¤tte man sich lediglich anschlieÃ�end zusammengesetzt und ggf. ein paar
Termine geklÃ¤rt. Es gehÃ¶re auch zweifelsfrei zur Ã¼blichen Etikette in Vereins-
und Verbandsstrukturen, die Anwesenheit des Vorsitzenden eines befreundeten
Vereins hervorzuheben und ihm die Gelegenheit zu geben, GruÃ�worte an die
Anwesenden zu richten, was jedoch einen Akt der HÃ¶flichkeit darstelle und nicht
Sinn und Zweck der durchgefÃ¼hrten Veranstaltung sei. Der KlÃ¤ger habe auch
selbst eingerÃ¤umt, dass das gemÃ¼tliche Beisammensein im Anschluss an die
Veranstaltung angesichts der weiten Heimfahrt nicht lange gedauert hÃ¤tte, was
gegen eine an diesem Abend beabsichtigte Einsatzplanung spreche. Es sei auch
keine satzungsmÃ¤Ã�ige Aufgabe der Mitglieder des Ortsvereins T. e.V. feststellbar,
wonach der KlÃ¤ger als Vorsitzender an der Generalversammlung des Ortsvereins
Bad R. e.V. teilzunehmen gehabt hÃ¤tte. Soweit sich aus der Satzung des DRK
Ortsvereins T. e.V. die Befugnis ergebe (Â§ 12 Abs. 3 der DRK-Satzung T. ),
Partnerschaften mit regionalen und lokalen Gliederungen anderer Rotkreuz- und
Rothalbmond-Gesellschaften einzugehen und diese vom Landes- und Kreisverband
zu genehmigen und dem Bundesverband anzuzeigen seien, fehle es bereits am
Nachweis der geforderten Genehmigung und Anzeige der Partnerschaft.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Freiburg vom 20.11.2018 aufzuheben und die Klage
abzuweisen,

hilfsweise weitere Sachverhaltsermittlungen zur Bestimmung der "Partnerschaften
mit regionalen und lokalen Gliederungen anderer Rotkreuz- und Rothalbmond-
Gesellschaften" nach Â§ 12 Abs. 3 der DRK-Satzung T. zu beschlieÃ�en und zur
Feststellung, ob die vorgeschriebene Genehmigung vom Landes- und Kreisverband
erteilt und die Anzeige beim Bundesverband erfolgt ist und

hilfsweise die Revision zuzulassen.

Der KlÃ¤ger beantragt,
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die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er verweist auf die AusfÃ¼hrungen im Urteil und wiederholt im Wesentlichen sein
erstinstanzliches Vorbringen.

Die Beteiligten haben auf die DurchfÃ¼hrung einer mÃ¼ndlichen Verhandlung
verzichtet.

Zur weiteren Darstellung des Sachverhalts sowie des Vorbringens der Beteiligten
wird auf den Inhalt der Verwaltungsakten der Beklagten sowie der Akten beider
RechtszÃ¼ge Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die gemÃ¤Ã� Â§ 143, 144 Sozialgerichtsgesetz (SGG) zulÃ¤ssige Berufung der
Beklagten, Ã¼ber die der Senat mit EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung gem. Â§ 124 Abs. 2 SGG entscheidet, ist unbegrÃ¼ndet.

Streitgegenstand ist der Bescheid der Beklagten vom 07.06.2017 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 13.09.2017 mit dem die Beklagte die Anerkennung
des Ereignisses vom 18.03.2017 als Arbeitsunfall ablehnte. Die hier vorliegende
kombinierte Anfechtungs- und Verpflichtungsklage ist zulÃ¤ssig. Nach der
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) kann der Versicherte an Stelle
gerichtlicher Feststellung (Â§ 55 Abs. 1 Nr. 1 SGG, vgl. hierzu u.a. BSG, Urteil vom
07.09.2004, B 2 U 46/03 R, zitiert â�� wie alle nachfolgenden hÃ¶chstrichterlichen
Entscheidungen â�� nach juris) auch die Verurteilung der Beklagten zur
Anerkennung eines Arbeitsunfalles als Element eines jeglichen Leistungsanspruchs
im Wege der Verpflichtungsklage verlangen (Urteil vom 05.07.2011, B 2 U 17/10 mit
weiteren AusfÃ¼hrungen zur Anspruchsgrundlage; speziell zur Anerkennung eines
Arbeitsunfalles BSG, Urteil vom 15.05.2012, B 2 U 8/11 R).

Das SG hat die Beklagte zu Recht unter Aufhebung des Bescheides vom 07.06.2017
in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 13.09.2017 verpflichtet, das
Ereignis vom 18.03.2017 als Arbeitsunfall anzuerkennen, da es sich bei dem
Ereignis vom 18.03.2017 um einen Arbeitsunfall handelte.

GemÃ¤Ã� Â§ 8 Abs. 1 Satz 1 SGB VII sind ArbeitsunfÃ¤lle UnfÃ¤lle von Versicherten
infolge einer den Versicherungsschutz nach den Â§Â§ 2, 3 oder 6 SGB VII
begrÃ¼ndenden TÃ¤tigkeit (versicherte TÃ¤tigkeit). FÃ¼r das Vorliegen eines
Arbeitsunfalls i.S. des Â§ 8 Abs. 1 Satz 2 SGB VII (zeitlich begrenztes, von auÃ�en
auf den KÃ¶rper einwirkendes Ereignis, das zu einem Gesundheitsschaden oder
zum Tod fÃ¼hrt) ist erforderlich (hierzu und zum Nachfolgenden BSG, Urteil vom
12.04.2005, B 2 U 5/04 R), dass das Verhalten des Versicherten zur Zeit des Unfalls
der versicherten TÃ¤tigkeit zuzurechnen ist. Es muss eine sachliche Verbindung mit
der im Gesetz genannten versicherten TÃ¤tigkeit bestehen, der innere bzw.
sachliche Zusammenhang, der es rechtfertigt, das betreffende Verhalten der
versicherten TÃ¤tigkeit zuzurechnen. Der innere Zusammenhang ist wertend zu
ermitteln, indem untersucht wird, ob die jeweilige Verrichtung innerhalb der Grenze
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liegt, bis zu welcher der Versicherungsschutz in der gesetzlichen Unfallversicherung
reicht. Entscheidend fÃ¼r die Beurteilung, ob eine bestimmte Handlung in einem
solchen rechtlich wesentlichen inneren Zusammenhang mit dem Kernbereich der
versicherten TÃ¤tigkeit steht, ist die Gesamtheit aller tatsÃ¤chlichen UmstÃ¤nde
des Einzelfalls. Innerhalb dieser Wertung stehen bei der Frage, ob der Versicherte
zur Zeit des Unfalls eine versicherte TÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt hat, Ã�berlegungen nach
dem Zweck des Handelns mit im Vordergrund. MaÃ�geblich ist die
Handlungstendenz des VersiÂ¬cherten.

Dem Versicherungsschutz unterfÃ¤llt nach Â§ 8 Abs. 2 Nr. 1 SGB VII auch das
ZurÃ¼cklegen des mit der versicherten TÃ¤tigkeit zusammenhÃ¤ngenden Weges
nach und von dem Ort der TÃ¤tigkeit. Der versicherte Weg beginnt und endet nach
stÃ¤ndiger Rechtsprechung grundsÃ¤tzlich mit dem Verlassen und der RÃ¼ckkehr
in den hÃ¤uslichen Wirkungskreis und zwar konkret mit Durchschreiten der
AuÃ�entÃ¼r des WohngebÃ¤udes (BSG, Urteil vom 12.12.2006, B 2 U 1/06 R, Rdnr.
14; BSG, Urteil vom 18.03.2013, B 2 U 10/12 R, Rdnr. 14).

Nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung mÃ¼ssen im Unfallversicherungsrecht die
anspruchsbegrÃ¼ndenden Tatsachen, nÃ¤mlich die versicherte TÃ¤tigkeit, die
schÃ¤digende Einwirkung (Arbeitsunfall bzw. Berufskrankheit) und die als
Unfallfolge geltend gemachte GesundheitsstÃ¶rung erwiesen sein, d.h. bei
vernÃ¼nftiger AbwÃ¤gung des Gesamtergebnisses des Verfahrens muss der volle
Beweis fÃ¼r das Vorliegen der genannten Tatsachen als erbracht angesehen
werden kÃ¶nnen (vgl. u.a. BSG, Urteil vom 30.04.1985, 2 RU 43/84). Dies gilt auch
fÃ¼r den inneren Zusammenhang und damit die Handlungstendenz (BSG, Urteil
vom 30.04.1985). Hingegen genÃ¼gt hinsichtlich des ursÃ¤chlichen
Zusammenhangs zwischen der versicherten TÃ¤tigkeit und der schÃ¤digenden
Einwirkung (haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t) sowie der schÃ¤digenden
Einwirkung und der Erkrankung (haftungsausfÃ¼llende KausalitÃ¤t) eine
hinreichende Wahrscheinlichkeit (vgl. BSG, Urteil vom 30.04.1985, 2 RU 24/84).

Zu Recht hat das SG eine verrichtete TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers im Zeitpunkt des
Unfalls bejaht.

Nach Â§ 2 Abs. 1 Nr. 12 SGB VII sind kraft Gesetzes auch Personen versichert, die in
Unternehmen zur Hilfe bei UnglÃ¼cksfÃ¤llen oder im Zivilschutz unentgeltlich,
insbesondere ehrenamtlich tÃ¤tig sind oder an Ausbildungsveranstaltungen dieser
Unternehmen einschlieÃ�lich der satzungsmÃ¤Ã�igen Veranstaltungen, die der
NachwuchsfÃ¶rderung dienen, teilnehmen. Der KlÃ¤ger unterfiel im Zeitpunkt des
Unfalls diesem versicherten Personenkreis.

Der DRK Ortsverein T. e.V. gewÃ¤hrt nach Â§ 4 Abs. 1 der DRK-Satzung T. u.a. Hilfe
fÃ¼r die Opfer von bewaffneten Konflikten, Naturkatastrophen und anderen
Notsituationen und verhÃ¼tet und lindert menschliche Leiden, die sich aus
Krankheit, Verletzung, Behinderung oder Benachteiligung ergeben. Seine Mitglieder
sind nach Â§ 18 Abs. 2 der DRK-Satzung T. grundsÃ¤tzlich ehrenamtlich tÃ¤tig. Der
DRK Ortsverein T. e.V. stellt somit ein Unternehmen zur Hilfe bei UnglÃ¼cksfÃ¤llen
oder im Zivilschutz im Sinne des Â§ 2 Abs. 1 Nr. 12 SGB VII dar. Dies ist zwischen
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den Beteiligten auch unstreitig.

Ebenfalls unstreitig war der KlÃ¤ger zum Zeitpunkt des Unfalls am 18.03.2017 nicht
damit befasst (Handlungstendenz), eine originÃ¤r satzungsmÃ¤Ã�ige Aufgabe nach
Â§ 4 Abs. 1, 2 oder 3 der DRK-Satzung T. zu erfÃ¼llen. Insbesondere erfÃ¼llte er
keine Aufgabe nach Â§ 4 Abs. 2 Buchst. c) Nr. 2 der DRK-Satzung T. , da es bei dem
Besuch der Generalversammlung des Ortsvereins Bad R. e.V. nicht um die Pflege
der Zusammenarbeit und Gemeinschaft der Mitglieder des Ortsvereins T. e.V. ging.

Allerdings umfasst der Versicherungsschutz des Â§ 2 Abs. 1 Nr. 12 SGB VII auch
solche Handlungen und MaÃ�nahmen, die sich durch das Vorhandensein des
Betriebes selbst und seine Beziehungen zum Ã¶ffentlichen Leben ergeben (BSG,
Urteil vom 29.11.1990, 2 RU 27/90, Rdnr. 25). Entscheidend fÃ¼r das Bestehen von
Versicherungsschutz ist, dass die unfallbringende TÃ¤tigkeit in rechtserheblicher
Weise mit dem Unternehmen innerlich zusammenhÃ¤ngt (BSG, Urteil vom
27.02.1985, 2 RU 10/84, Rdnr. 15). GeschÃ¼tzt ist der gesamte Aufgabenbereich
des jeweiligen Unternehmens einschlieÃ�lich der organisatorischen,
administrativen, sozialen bzw. vereinsrechtlichen Belange (BSG, a.a.O., Rdnr. 15)
und der TÃ¤tigkeiten, die wesentlich der Ã�ffentlichkeitsarbeit dienen (BSG, Urteil
vom 29.11.1990, 2 RU 27/90, Rdnr. 25, 27), wobei es genÃ¼gt, dass der
Versicherte von seinem Standpunkt aus der Auffassung sein konnte, dass die
TÃ¤tigkeit geeignet ist, den Interessen des Betriebes zu dienen, und dass diese
subjektive Meinung in dem objektiv gegebenen VerhÃ¤ltnissen eine ausreichende
StÃ¼tze findet (BSG, Urteil vom 29.11.1990, 2 RU 16/90; Urteil vom 04.08.1992, 2
RU 39/91).

Zum Unfallzeitpunkt befand sich der KlÃ¤ger in seiner Eigenschaft als
ehrenamtlicher Vorsitzender des DRK Ortsvereins T. e.V. auf dem Weg zur
Generalversammlung des befreundeten DRK Ortsvereins Bad R. e.V., um dort
GruÃ�worte zu sprechen und im Anschluss an die Versammlung ggf. noch einige
Termine mit den Verantwortlichen des Ortsvereins Bad R. e.V. abzuklÃ¤ren. Er
verfolgte in seiner Funktion als Vorsitzender mit der geplanten Teilnahme somit
sowohl reprÃ¤sentative als auch organisatorische Belange.

DarÃ¼ber hinaus kam er seiner Verpflichtung nach enger und vertrauensvoller
Zusammenarbeit mit allen VerbÃ¤nden des DRK und deren Mitgliedern nach Â§ 11
Abs. 1 der DRK-Satzung T. nach. Nach diesen Bestimmungen arbeitet der Ortsverein
mit allen VerbÃ¤nden des DRK und deren Mitgliedern eng und vertrauensvoll
zusammen. Sie unterrichten sich jeweils rechtzeitig und angemessen Ã¼ber
wichtige Angelegenheiten (Â§ 11 Abs. 1 Satz 2 der DRK-Satzung T. ). Die
Vereinssatzung sieht somit gerade auch eine Zusammenarbeit zwischen den
einzelnen VerbÃ¤nden des DRK und auch den Austausch wichtiger Angelegenheiten
vor und zwar unabhÃ¤ngig davon, ob eine vom Landes- und Kreisverband
genehmigte und dem Bundesverband angezeigte Partnerschaft der Ortsvereine
nach Â§ 12 Abs. 3 der DRK-Satzung T. vorliegt.

Die Teilnahme des KlÃ¤gers als Vorsitzender des Ortsvereins T. e.V. an der
Generalversammlung des Ortsvereins Bad R. e.V. stand somit in einem inneren
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Zusammenhang zur Aufgabe des DRK und unterfÃ¤llt daher dem
Versicherungsschutz des Â§ 2 Abs. 1 Nr. 12 SGB VII.

Die von der Beklagten vorgebrachten EinwÃ¤nde Ã¤ndern hieran nichts. Es
erschlieÃ�t sich schon nicht, weshalb die Fahrtdauer und die im Anschluss an die
Generalversammlung geplante Anwesenheitsdauer gegen einen inneren
Zusammenhang zur Aufgabe des DRK sprechen und den bloÃ� freundschaftlichen
Charakter der Teilnahme daran zum Ausdruck bringen sollen. Die rÃ¤umliche
Entfernung der beiden Ortsvereine sagt grundsÃ¤tzlich nichts Ã¼ber deren
Zusammenarbeit und gemeinsame ZukunftsplÃ¤ne aus. Immerhin fÃ¼hren die
beiden Vereine trotz dieser Distanz gemeinsame Ã�bungen und Fortbildungen
durch. Auch spricht ein lediglich "kurzes Beisammensein" im Anschluss an die
Generalversammlung nicht gegen einen inneren Zusammenhang, da dieser auch
dann gegeben ist, wenn zwar keine ausfÃ¼hrliche Einsatzplanung betrieben wird,
sondern lediglich gemeinsame Termine abgesprochen werden. Gegen den inneren
Zusammenhang spricht auch nicht die Tatsache, dass der Ortsverein T. e.V. und der
Ortsverein Bad R. e.V. unterschiedlichen LandesverbÃ¤nden angehÃ¶ren. Â§ 11
Abs. 1 der DRK-Satzung T. sieht gerade vor, dass der Ortsverein T. e.V. mit allen
VerbÃ¤nden des DRK und deren Mitgliedern eng und vertrauensvoll
zusammenarbeitet. Eine BeschrÃ¤nkung auf eine Zusammenarbeit mit lediglich
dem eigenen Landesverband angehÃ¶renden Kreis- und Ortsvereinen erfolgt
gerade nicht. Dass es sich bei dem Einladungsschreiben zur Generalversammlung
nicht um ein ausdrÃ¼cklich an den Ortsverein T. e.V. gerichtetes und somit
personalisiertes Schreiben handelte, ist ebenfalls kein Beleg fÃ¼r ein bloÃ�
"geselliges" Beisammensein ohne inneren Zusammenhang zur Aufgabe des DRK.
Zum einen gelangte diese Einladung zum Ortsverein T. e.V., so dass gerade auch
der Ortsverein T. e.V. eingeladen wurde. Zum anderen sagt dies nichts Ã¼ber den
tatsÃ¤chlich geplanten Ablauf des Zusammentreffens aus. Zwar ist der Beklagten
zuzugeben, dass die Generalversammlung des Ortsvereins Bad R. e.V. nicht den
Hauptzweck verfolgte, den GÃ¤sten als Akt der HÃ¶flichkeit GruÃ�worte zu
ermÃ¶glichen. Allerdings spielt die Handlungstendenz des Ortsvereins Bad R. e.V.
vorliegend keine Rolle, sondern ausschlieÃ�lich diejenige des KlÃ¤gers als
Vorsitzender des Ortsvereins T. e.V. Dieser verfolgte durch die Teilnahme an der
Generalversammlung jedoch gerade auch reprÃ¤sentative â�� GruÃ�worte als
Vorsitzender und damit ReprÃ¤sentant seines Vereins zu sprechen â�� und nicht
bloÃ� "gesellige" Zwecke. Die geplante Teilnahme des KlÃ¤gers als Vorsitzender
des Ortsvereins T. e.V. stellte somit gerade keine Freizeitgestaltung dar, die nicht
vom Versicherungstatbestand des Â§ 2 Abs. 1 Nr. 12 SGB VII umfasst wÃ¤re.

Da die Teilnahme an der Generalversammlung des Ortsvereins Bad R. e.V. unter
Verfolgung reprÃ¤sentativer und organisatorischer Belange eine versicherte
TÃ¤tigkeit im Sinne des Â§ 2 Abs. 1 Nr. 12 SGB VII darstellt, ist auch der Weg â��
hier konkret die Fahrt mit dem Mannschaftsbus auf der Autobahn A 5 â�� zu dieser
Veranstaltung nach Â§ 8 Abs. 2 SGB VII versichert.

Der KlÃ¤ger erlitt bei dem ZusammenstoÃ� des Mannschaftsbusses mit dem
anderen Kraftfahrzeug ein Hochrasanztrauma mit SchÃ¤delprellung und
Schulterprellung links. Ein Gesundheitserstschaden liegt vor.
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Das Ereignis vom 18.03.2017 war daher ein Arbeitsunfall. Dem Antrag der
Beklagten, weitere Sachverhaltsermittlungen dahingehend durchzufÃ¼hren, ob
zwischen dem DRK Ortsverein T. e.V. und dem DRK Ortsverein Bad R. e.V. eine
Partnerschaft nach Â§ 12 Abs. 3 der DRK-Satzung T. mit der entsprechenden
Genehmigung von Landes- und Kreisverband und Anzeige beim Bundesverband
besteht, muss der Senat nicht nachkommen, da es hierauf nicht ankommt.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor. Die vorliegende
Rechtssache hat keine grundsÃ¤tzliche Bedeutung (Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 SGG), da sie
keine Rechtsfrage aufwirft, die â�� Ã¼ber den Einzelfall hinaus â�� aus GrÃ¼nden
der Rechtseinheit oder Fortbildung des Rechts einer KlÃ¤rung durch das
Revisionsgericht bedarf (vgl. BSG, Beschluss vom 07.10.2015, B 14 AS 255/15 B,
Rdnr. 2). Auch weicht die vorliegende Entscheidung nicht von hÃ¶herinstanzlicher
Rechtsprechung ab (Â§ 160 Abs. 2 Nr. 2 SGG). Entgegen der Auffassung der
Beklagten weicht der Senat gerade nicht von dem Urteil des BSG vom 27.02.1985
(2 RU 10/84) ab. Das BSG vertrat in diesem Urteil die Auffassung, dass auch nicht
mit dem Kernbereich der grundsÃ¤tzlich versicherten TÃ¤tigkeit
zusammenhÃ¤ngende TÃ¤tigkeiten versichert sind, sofern die unfallbringende
TÃ¤tigkeit in rechtserheblicher Weise mit dem Unternehmen innerlich
zusammenhÃ¤ngt. Einen solchen inneren Zusammenhang zwischen der Teilnahme
des KlÃ¤gers an der Generalversammlung des DRK Ortsvereins Bad R. e.V. und der
kraft Gesetzes nach Â§ 2 Abs. 2 Nr. 12 SGB VII versicherten TÃ¤tigkeit in einem
Unternehmen zur Hilfe bei UnglÃ¼cksfÃ¤llen oder des Zivilschutzes bejaht der
Senat hier auf Grund der UmstÃ¤nde des Einzelfalles.

Erstellt am: 08.07.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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